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Kanton,
Stadt undRegion

Kantonsucht
Familien für junge
Flüchtende

Pflegeplätze Kinder und Ju-
gendlichezählenaufgrund ihrer
Migrations-undFluchtgeschich-
te zu einer sehr verletzlichen
Gruppeundsindaufeinebeson-
ders altersgerechte Unterbrin-
gung und Betreuung angewie-
sen. «Pflegefamilien können
dies in einem familiären Rah-
men bieten», teilt der Kanton
Solothurn mit. Das Pflegefami-
liensettingwürdedenunbeglei-
teten Minderjährigen die Teil-
nahme am Leben und den
Spracherwerberleichtern.Aktu-
ell zeichne sich im Zusammen-
hangmitdemKrieg inderUkrai-
ne ein wachsender Bedarf an
Pflegefamilien ab, aber auch für
unbegleitete Minderjährige aus
weiteren Krisengebieten beste-
heeinentsprechenderBedarf, so
die Staatskanzlei.

Damit unabhängig von der
Herkunft der Kinder und Ju-
gendlichen ein ausreichendes
Unterbringungsangebotvorhan-
den ist, suchtdasAmt fürGesell-
schaft und Soziales zusätzliche
PflegefamilienalsErgänzungen
zuden aktuell 13 Pflegefamilien
imKanton Solothurn.

Die Betreuung und Beglei-
tung vonMinderjährigen könne
aufgrund von Traumatisierun-
gen, welche sie erlitten haben,
sowie der sprachlichenVerstän-
digung, anspruchsvoll sein.Ent-
sprechendmüsse bei den Fami-
lien die Bereitschaft und Fähig-
keit vorhanden sein, mit
spezifischen Bedürfnissen von
Kindern und Jugendlichen aus
Krisengebieten umzugehen, in-
formiert die Staatskanzlei.

WerKinderoderminderjäh-
rige Jugendliche zur Pflege und
Erziehung in seinen Haushalt
aufnehmen will, benötigt eine
Bewilligung des Kantons. Das
Amt fürGesellschaft und Sozia-
lesklärtdieEignungvonPflege-
familien ab und stellt die Bewil-
ligung aus. (szr)

Handelskammer
fürGegenvorschlag
Parolen DerVorstandder Solo-
thurner Handelskammer will,
dass im Kanton die Einkom-
menssteuer gesenkt wird. Die
Initiative«Jetz simirdraa» lehnt
derWirtschaftsdachverband je-
doch ab, weil diese «ruinöse
Steuerausfälle zur Folgehätte».
DemGegenvorschlag indes, der
«vernünftige Steuersenkun-
gen» vorsehe und mit dem hö-
herenKinderdrittbetreuungsab-
zugdemFachkräftemangel ent-
gegenwirke, stimmt die
Handelskammer mit grossem
Mehr zu.

Weiter hat der Verband die
Parolenzuzweieidgenössischen
Vorlagengefasst: Ja zurErweite-
rungdesBeitragsandieeuropäi-
scheGrenzschutzagenturFron-
tex, da man Schengen nicht
leichtfertig aufs Spiel setzen
wolle, und Nein zum Filmge-
setz,weildamitSchweizerFilme
erstmals nicht mehr nur mit
Steuermitteln, sondern mit
einerKonsumabgabefinanziert
würden. Zustimmung erfährt
diekantonaleVerfassungsände-
rung betreffend Zuständigkei-
ten imVolksschulgesetz. (szr)

TrennendieSolothurnerinnenund
Solothurner ihrenAbfall schlecht?
ImKanton Solothurn ist der Anteil separat gesammelter Altstoffe so tief wie nirgendwo sonst – das zeigt eine
Auswertung des Bundes.Wie kann das sein? Es ist kompliziert.

Sven Altermatt

Voll imSchnitt?Nicht selten lan-
det Solothurn bei nationalen
Auswertungen im soliden Mit-
telfeld. Sorgsamwirddas Image
eines «Kantons des Durch-
schnitts»gepflegt.Undalshätte
esnocheinesBeweisesdafürbe-
durft, wurde jüngst bekannt,
dass an der Urne kein anderer
Kanton so oft gleich abstimmt
wie die Schweizer Mehrheit.
Dochausgerechnethier ist Solo-
thurndasnationaleSchlusslicht:
bei der sogenannten Separat-
sammelquote. Was technisch
klingt, verrät einiges über unse-
re Lebensweise. Der Wert gibt
Aufschluss darüber, wie gross
der Anteil separat gesammelter
Altstoffe an der Gesamtmenge
der Siedlungsabfälle ist. Es han-
delt sich umStoffe, die getrennt
vom Hauskehricht gesammelt
undrecyceltwerden.Papierund
Karton werden für die Quote
ebenso berücksichtigt wie Glas,
Metall, Alu undWeissblech.

Die Separatsammelquote
des Kantons Solothurn liegt bei
26,8 Prozent. Das geht aus dem
«Cercle Indicateurs 2021» des
Bundes hervor. Dieses umfas-
sendeMonitoringmisst anhand
verschiedener Indikatoren, wie
es um die nachhaltige Entwick-
lung inden teilnehmendenKan-
tonen steht. Insgesamt schnei-
det Solothurn zwar auch hier
recht durchschnittlich ab. Doch
die Sammelquote ist nirgendwo
so tiefwie imKanton. ImDurch-
schnitt istdiesemit36,7Prozent
umfast zehnProzentpunktehö-
her. Spitzenreiter ist Uri mit
einer Sammelquote von 59,8
Prozent.

MehrAbfall in
Privathaushalten
In einem Kommentar dazu be-
zeichnen die Behörden die Ent-
wicklung im Solothurnischen
denn auch als «weniger erfreu-
lich»:Seit 2011gingdieSeparat-
sammelquote hier stetig zurück,
während sie in anderen Kanto-
nen im gleichen Zeitraum stabil
blieb.

Wiekanndas sein?Trennendie
SolothurnerinnenundSolothur-
ner ihrenAbfallweniger fleissig
als die Bewohnerinnen und
Bewohner anderer Kantone?
Nun, es ist kompliziert. Eine
Spurensuche bei Gemeinden –
vonhier ausgelangendieAbfall-
daten via Kanton nach Bern –
führt zu keinem schlüssigen
Ergebnis.

Nachfrage also bei Valentin
Burki, der im kantonalen Amt
für Raumplanung zuständig ist
für Themen der nachhaltigen
Entwicklung. Er schickt voraus:

«Es lässt sich nicht der eine
Grundnennen,warumdieSepa-
ratsammelquote imKanton tie-
fer ist als anderswo.» Es gebe
übergeordnete Entwicklungen,
die sich darauf auswirkten. So
sei dieMenge des Siedlungsab-
falls indenprivatenHaushalten
während der Coronazeit deut-
lich gestiegen.Ebenso sinkedie
Menge des eingesammelten
Papiers wegen des Trends zum
papierlosen Büro, so Burki.
«Auchdasbeeinflusst die Sepa-
ratsammelquote.»Undschliess-
lich gebe es saisonal bedingte

Schwankungen bei der Abfall-
menge.

PatzendieGemeindenbei
denDaten?
TrotzdemweissauchBurki:«Al-
leindamitdürfte sichnochnicht
erklären lassen, warum die Se-
paratsammelquote imSolothur-
nischen tiefer ist.» Obwohl der
Indikatorbewusst jeneAbfallka-
tegorien berücksichtige, die am
ehesten in der ganzen Schweiz
einheitlich gesammelt werden,
könnten die Modalitäten von
Gemeinde zu Gemeinde stark

variieren.Als grossenUnsicher-
heitsfaktor bezeichnetBurki die
Datenerhebung. Dafür zustän-
dig sind eben die Gemeinden.
DieErhebungderDatenunddie
Weitergabe an das kantonale
Amt für Umwelt stehe «bei den
vielen anderen Aufgaben einer
Gemeinde verständlicherweise
nicht immer im Vordergrund»,
sagt er.

DasGesetz schreibt vor, dass
Abfall vermieden oder zumin-
dest wiederverwertet werden
soll, bevor er entsorgtwird.Der
Grundgedanke dahinter: ein
rohstoffschonender Umgang.
Deshalb ist es laut Burki eine
Überlegungwert,mit der Sepa-
ratsammelquote die Bevölke-
rung zu sensibilisieren, ihren
Abfall korrekt zu trennenundzu
entsorgen. Aus Sicht der nach-
haltigen Entwicklung sei dies
einwichtiges Ziel, betont er.

Handlungsbedarfbesteht
durchaus
Der Kantonsexperte verweist
auf lokale Projekte, die genau
darauf abzielen. So bietet etwa
dergemeinnützigorientierteVe-
lodienstCollectors imSolothur-
nischen ein«Recyclingabo»an.
Deren Mitarbeitende holen Re-
cyclinggut – wie Flaschen, PET
oder Dosen – mit einem Cargo-
E-Bike bei Privaten ab und ent-
sorgen dieses anschliessend
fachgerecht.Beschäftigtwerden
Sozialhilfeempfänger. Burki:
«Damit werden gleich mehrere
Aspekte der Nachhaltigen Ent-
wicklung angesprochen.»

Allein: Dass Handlungsbe-
darf besteht, lässt sichkaumvon
der Hand weisen. Der «Cercle
Indicateurs» soll schliesslich
Verbesserungspotenzial in den
Kantonen aufzeigen – um dann
«gegebenenfalls politische
Massnahmenzuergreifen»,wie
es beimBundheisst. Und selbst
wenn die Separatsammelquote
tatsächlich wegen Erhebungs-
fehlern verfälscht sein sollte: Es
dürfte kaum im Interesse von
KantonundKommunensein, in
einernationalenAuswertungals
Abfallmuffel dazustehen.

Schlägerkommtglimpflichdavon
Er schlug an der Fasnacht 2019 in Solothurn eine Frau brutal zusammen.DasObergericht senkte nun seine Strafe.

OrnellaMiller

Der 34-jährige Italiener Ricci
(Name geändert), der während
der Fasnacht 2019 in Solothurn
unter Alkohol- und Drogenein-
flusseinedamals37-jährigeFrau
attackierte,wurdevomOberge-
richt verurteilt. Er erhielt eine
geringere Gefängnisstrafe als
noch vor Amtsgericht, jedoch
einen längeren Landesverweis.

Statt 38 Monate Gefängnis
unbedingt erhält er für die ver-
suchte schwere Körperverlet-
zung21Monateunbedingt, statt
5 sindesnun6 JahreLandesver-

weis. Der Dauerdelinquent er-
hält allerdings keinewohl über-
fällige Therapie. Die drei Vor-
strafen waren bloss bedingte
Geldstrafen. Erst während der
ersten Obergerichtsverhand-
lung imDezember 2021 ordne-
teman ein psychiatrisches Gut-
achten an. Dieses ergab, dass
Ricci zum Tatzeitpunkt leicht-
bis mittelgradig schuldunfähig
war, weil er unter einer emotio-
nal instabilen Persönlichkeits-
störung leide und eine Alkohol-
undDrogenintoxikationgehabt
habe. Er sei therapiewillig und
eskönntenauchFortschritte er-

zielt werden, so der Gutachter.
StaatsanwältinMelanieWasem
hatte imBerufungsprozess eine
Therapie beantragt.

KeineTherapie, obwohl sie
sinnvollwäre
Doch das Obergericht mit Da-
niel Kiefer, Hans-Peter Marti
undUrsulinaLupi entschiedam
Montag, dassRicci keineThera-
pie erhält, obwohl eine solche
«sinnvoll» wäre. Dies, weil es
gar keine Therapie anordnen
dürfe, da diese nicht schon bei
der ersten Instanzerwogenwor-
den sei. Man dürfe das Urteil

nicht«verschlechtern».Es folg-
tehierin einemBundesgerichts-
urteil.

Im Strafmass von 21 Mona-
ten ist eine Reduktion von 14
Monaten wegen verminderter
Schuldfähigkeit enthalten, so
dasObergericht. Es betonte die
«Brutalität» und wie «überra-
schend», «hartnäckig, ent-
schlossen»Ricci agierte.Bezüg-
lichLandesverweisesbejahte es
einenHärtefall, dochdieöffent-
lichen Interessen gewichte es
höher.Eingeringesbismittleres
Rückfallrisiko reiche, es sei ein
hohes Rechtsgut verletzt. Als

EU-Bürger wird er nicht im
Schengenraumausgeschrieben,
somit könnte er beispielsweise
imgrenznahenDeutschland le-
ben und arbeiten.

Weil Ricci 34 Tage unrecht-
mässig in Sicherheitshaft war,
erhält er eine Entschädigung
von2345Franken.Er selberhin-
gegen muss dem Opfer 3000
Franken Genugtuung bezahlen
und ist für Schädenvollumfäng-
lich haftpflichtig. Während der
UrteilsverkündungweinteRicci
leise und blickte kurz zu seiner
Schweizer Freundin auf der Zu-
schauertribüne hoch.

Gilt als Vorzeigeprojekt: Der gemeinnützig orientierte Solothurner Velodienst Collectors hat ein «Recyc-
lingabo» im Angebot. Bild: Bruno Kissling


